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Kleine Anfrage zur kurzfristigen schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 2 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage des Abgeordneten Ulf Thiele (CDU) 

Antwort des Niedersächsischen Finanzministeriums namens der Landesregierung  

Welche Wirkung hat die Schuldenbremse auf die Vergabe von Landesbürgschaften? 

Anfrage des Abgeordneten Ulf Thiele (CDU), eingegangen am 23.02.2024 - Drs. 19/3567 neu, 
an die Staatskanzlei übersandt am 23.02.2024 

Antwort des Niedersächsischen Finanzministeriums namens der Landesregierung vom 04.03.2024 

Vorbemerkung des Abgeordneten

Artikel 71 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung verlangt, dass der Landeshaushalt ohne Ein-
nahmen aus Krediten auszugleichen ist. Die §§ 18 ff. der Landeshaushaltsordnung regeln Einzelhei-
ten dieser sogenannten Schuldenbremse bei der Aufstellung des Haushaltsplans. Bürgschaften wer-
den in diesem Zusammenhang nicht erwähnt. 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Die Aufnahme von Krediten und die Übernahme von Bürgschaften bedürfen nach Artikel 71 Abs. 1 
der Niedersächsischen Verfassung einer Ermächtigung durch Gesetz. In Niedersachsen sind diese 
Ermächtigungen regelmäßig in zwei verschiedenen Bestimmungen des Haushaltsgesetzes - etwa in 
§ 3 und § 4 des Haushaltsgesetzes 2024 (Nds. GVBl. S. 301) - enthalten. Dies spiegelt, dass es sich 
um unterschiedliche Rechtsgeschäfte handelt, die das Land in unterschiedlicher Weise verpflichten 
und in einer jeweils anderen Regelungssystematik verfassungsrechtlich begrenzt werden. Die Auf-
nahme von Krediten begründet eine unbedingte Verpflichtung des Landes zur Zahlung von Zins und 
Tilgung und bewirkt damit eine unausweichlich eintretende Vorbelastung künftiger Haushalte. Eine 
fortlaufende hohe Nettokreditaufnahme kann dazu führen, dass der finanzwirtschaftliche Spielraum 
des Landeshaushalts immer stärker eingeengt wird. Deswegen hat der Verfassungsgeber speziell 
dem Ziel der Begrenzung der strukturellen Nettokreditaufnahme folgend das Gebot des Haushalts-
ausgleichs ohne Nettokreditaufnahme (sogenannte Schuldenbremse, Artikel 71 Abs. 2 bis 4 der Nie-
dersächsischen Verfassung sowie der Ausführungsbestimmungen in §§ 18 a ff. der Landeshaus-
haltsordnung) verankert, das über den Gesetzesvorbehalt hinaus konkrete Vorgaben für die Höhe 
zulässiger Kreditaufnahme im jeweiligen Haushaltsjahr normiert und die erforderlichen Verfahren 
(Konjunkturbereinigungsverfahren, Feststellung von Notlagen) bestimmt.  

Die Übernahme von Bürgschaften begründet demgegenüber gerade keine unbedingte Verpflichtung 
des Landes zu einer Ausgabe, sondern sichert ein wirtschaftliches Risiko ab. Dementsprechend 
kennzeichnet VV Nummer 5 zu § 39 der Landeshaushaltsordnung Bürgschaften als Eventualver-
bindlichkeiten des Landes, die nur zur Absicherung ungewisser, in der Zukunft liegender Risiken 
übernommen werden und entsprechend zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren führen können. 
Die Übernahme solcher Eventualverbindlichkeiten wird durch die Entscheidung des Gesetzgebers 
über die der Höhe nach bestimmte oder bestimmbare Ermächtigung zur Übernahme von Bürgschaf-
ten legitimiert. Dessen Verantwortung für eine die haushaltswirtschaftlichen Möglichkeiten des Lan-
des wahrende Bemessung des rechtlichen Rahmens wird nicht durch weitere oder konkretere ver-
fassungsrechtliche Vorgaben eingeschränkt. Insbesondere ergeben sich auch keine Vorgaben aus 
Artikel 71 Abs. 2 NV, da dieser sich auf Einnahmen und Ausgaben des Haushalts bezieht, während 
die Übernahme von Bürgschaften aber nicht zur Veranschlagung von Ausgaben führen kann. Diese 
dürfen gerade nicht übernommen werden, wenn mit hoher Wahrscheinlichkeit mit einer Inanspruch-
nahme des Landes gerechnet werden muss. Der rechtliche Rahmen zur Übernahme von Bürgschaf-
ten umfasst neben dem Bürgschaftsrahmen die Regelungen in § 39 LHO sowie die Vorschriften in 
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Verwaltungsvorschriften und Bürgschaftsrichtlinien, die das erforderliche Verfahren transparent dar-
stellen. 

1. In welchen Zusammenhängen und wie konkret wirken sich die Regelungen der Schul-
denbremse bei der Vergabe von Landesbürgschaften und -rückbürgschaften bisher aus? 

Die Verankerung der neuen Schuldenregel (Artikel 71 Abs. 2 bis 4 NV) hat die rechtlichen Anforde-
rungen an die Übernahme von Bürgschaften des Landes nicht verändert.  

2. Haben die Regelungen zur Schuldenbremse Auswirkungen auf die Ausgestaltung von 
Rückbürgschaften für Kreditprogramme der NBank? Welche gegebenenfalls? 

Siehe Antwort zu Frage 1. 

3. In welchen Fällen sind Einschränkungen für Einzelbürgschaften/-rückbürgschaften oder 
Bürgschafts-/Rückbürgschaftsprogramme des Landes durch die Schuldenbremse denk-
bar?

Siehe Antwort zu Frage 1.  

(Verteilt am      ) 


